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Beschluß 


In der Anfeditungssache — Az. V 1/70 — des Woifgang reurstein, Vörstetten, 
Landkreis Emmendingen, 

gegen die Gültigkeit des Volksentscheids im Gebietsteil Baden des Landes 
Baden-Württemberg gemäß Artikel 29 Abs. 3 des Grundgesetzes 

hat der Deutsche Bundestag in seiner . . . Sitzung am . . 


beschlossen: 

Der Einspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1. Mit Schreiben vom 26. Juni 1970 hat der Ein- 
spruchsführer gegen die Gültigkeit des Volks- 
entscheids in der Gemeinde Vörstetten, Land- 
kreis Emmendingen, auf Grund des Gesetzes 
über den Volksentscheid im Gebietsteil Baden 
des Landes Baden-Württemberg gemäß Arti- 
kel 29 Abs. 3 GG vom 7. Juni 1970 Einspruch 
eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Der Bürgermeister habe als Vorsitzender des 
Vörstetter Abstimmungsausschusses einen ein- 
deutigen Aufruf erlassen, in dem er die Bürger 
aufgefordert habe, bei dem Volksentscheid ein 
klares und deutliches "Ja" zum Land Baden- 
Württemberg zu sprechen. Dieser Aufruf sei im 
Nachrichten-Blatt der Gemeinde Vörstetten unter 
„Amtliche Bekanntmachungen" vom 5. Juni 1970 
veröffentlicht worden. 

Der Einspruchsführer sieht in diesem Aufruf 
eine unerlaubte amtliche Wahlbeeinflussung und 
Verletzung der Neutralitätspflicht des Bürger- 
meisters, zu der er insbesondere als Vorsitzen- 
der des Abstimmungsausschusses verpflichtet 
gewesen wäre. Er vertritt die Auffassung, im 
Hinblick auf das traditionelle Maß von Autorität, 
das man einem Bürgermeister in ländlichen Ge- 
bieten zukommen lasse, erscheine das Verhalten 
des Bürgermeisters mit demokratischen Grund- 
sätzen unvereinbar. 

Der Bürgermeister habe sich gegenüber dem 
Landesabstimmungsleiter mit Schreiben vom 
8. Juni 1970 zu seinem Aufruf wie folgt ge- 
äußert: 


„Mit dem gemeindlichen Nachrichtenblatt vom 
5. Juni 1970, wovon eine Fertigung angeschlos- 
sen ist, habe ich unter Ziffer 1 die Abstim- 
mungsberechtigten eingeladen, wie zu lesen, 
auch gleichzeitig meine Gedanken zu dieser 
Frage offen bekundet. Es dürfte durch diesen 
Text auch zum Ausdruck kommen, daß mei- 
nerseits kein anderes Ziel zu Grunde lag, als 
die Abstimmungsberechtigten zur Wahlurne 
besonders zu bitten, die mit der Mehrheit des 
Landes die Meinung schon längst vertraten, 
daß Baden-Württemberg auch weiterhin be- 
stehen bleiben soll." 

Auf Grund der Mitteilung des Landesabstim- 
mungsleiters lautete das Abstimmungsergebnis 
der Gemeinde Vörstetten wie folgt: 

„Stimmberechtigte: 926 Abstimmende: 624 

Davon stimmten für die Wiederherstel- 
lung Badens 69 

für den Verbleib Badens bei Baden- 
Württemberg 555." 

Nach der Bekanntmachung des Bundesministers 
des Innern vom 10. Juli 1970 (Bundesanzeiger 
Nr, 123 S. 1) sprachen sich im gesamten Abstim- 
mungsgebiet 18,07 ®/o für die Wiederherstellung 
Badens und 81,93 Vo für den Verbleib Badens 
beim Land Baden- Württemberg aus. 

2. Der Wahlprüfun^gsausschuß hat nach Prüfung 
der Sach- und Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG), 
das gemäß § 32 des Gesetzes über Volksbegeh- 
ren und Volksentscheid bei Neugliederung des 
Bundesgebietes nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 GG 
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i. d. F. vom 26. Februar 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 204) Anwendung findet, von der Anberau- 
mung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist auch zulässig, 
jedoch offensichtlich unbegründet. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts (vgl. BundesVerfGE 1, 430 (433); 4, 
370 (379; 22, 277 (281) dient das Wahlprüfungsver- 
fahren nur dem Schutz des objektiven Wahlrechts. 
Dieser Grundsatz, dem sich auch der Bundestag in 
seinen Wahlprüfungsentscheidungen angeschlossen 
hat, muß sinngemäß auch für die Prüfung des Ab- 
stimmungsergebnisses und die Entscheidung über 
die Gültigkeit der Abstimmung bei Volksentschei- 
dungen gelten. Das bedeutet, daß ein Einspruch nur 
auf solche Fehler in der Vorbereitung und Durch- 
führung der Abstimmung gestützt werden kann, die 
auf das Gesamtergebnis des Volksentscheids von 
Einfluß sind oder sein können. 

Ausgehend von diesen Grundsätzen hat der Wahl- 
prüfungsausschuß auf eine Prüfung verzichtet, ob 
das Verhalten des Bürgermeisters der Gemeinde 
Vörstetten evtl, als unzulässige amtliche Wahlbe- 
einflussung gewertet werden könnte. Sowohl aus 
dem Abstimmungsergebnis in der Gemeinde Vör- 


stetten wie auch im gesamten Abstimmungsgebiet 
ist zu entnehmen, daß ein evtl. Wahlfehler auf das 
Gesamtergebnis des Volksentscheids keinen Einfluß 
gehabt haben kann. Selbst wenn alle Stimmberech- 
tigten der Gemeinde Vörstetten für die Wiederher- 
stellung des Landes Baden gestimmt haben würden, 
hätte das auf das Gesamtergebnis keinen Einfluß 
gehabt. 

Der Einspruch war daher gemäß § 4 des Gesetzes 
über den Volksentscheid im Gebietsteil Baden des 
Landes Baden-Württemberg gemäß Artikel 29 
Abs. 3 GG vom 26. Februar 1970 i. V. m. § 32 Abs. 3 
des Gesetzes über Volksbegehren und Volksent- 
scheid bei Neugliederung des Bundesgebietes nach 
Artikel 29 Abs. 2 bis 6 GG i. d. F. vom 26. Februar 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 204) und § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes als offensichtlich 
unbegründet zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten 
Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit* der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — ... — beim Bundesverfassungs- 
gericht eingegangen sein. 
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